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an die Kommission zu Visa aus humanitären Gründen (2018/2271(INL))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 225 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere 
auf Artikel 4, 18 und 19,

– unter Hinweis auf das am 28. Juli 1951 in Genf unterzeichnete Abkommen über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge und das dazugehörige Protokoll von 1967,

– gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex)1,

– unter Hinweis auf den globalen Pakt der Vereinten Nationen für sichere, geordnete und 
reguläre Migration und den globalen Pakt der Vereinten Nationen für Flüchtlinge, der 
auf die am 19. September 2016 einstimmig von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen verabschiedete New Yorker Erklärung für Flüchtlinge und Migranten folgte,

– unter Hinweis auf die Bewertung des europäischen Mehrwerts von Visa aus 
humanitären Gründen, die durch den Wissenschaftlichen Dienst des Europäischen 
Parlaments ausgearbeitet wurde,

– gestützt auf Artikel 46 und 52 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres (A8-0423/2018),

A. in der Erwägung, dass trotz zahlreicher Ankündigungen und Anfragen in Bezug auf 
sichere und legale Wegen für den Zugang zu europäischem Gebiet für Personen, die 
internationalen Schutz suchen, aktuell keine europäische Harmonisierung bei den 
Verfahren für geschützte Einreise und kein Rechtsrahmen auf Unionsebene für Visa aus 
humanitären Gründen besteht, d. h. für Visa, die Personen für den Zweck ausgestellt 

1 ABl. L 243 vom 15.9.2009, S. 1.



werden, das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten zu erreichen, um internationalen Schutz 
zu beantragen;

B. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten laut dem Urteil des Gerichtshofs vom 
7. März 2017 in der Rechtssache C-638/161 X und X/belgischer Staat nach Unionsrecht 
nicht verpflichtet sind, Menschen, die in der Absicht, Asyl zu beantragen, in ihr 
Hoheitsgebiet einreisen möchten, ein Visum aus humanitären Gründen zu gewähren, 
dies aber auf der Grundlage ihres einzelstaatlichen Rechts tun können; in der Erwägung, 
dass mit diesem Urteil das geltende Unionsrecht ausgelegt wird, das geändert werden 
kann;

C. in der Erwägung, dass mehrere Mitgliedstaaten derzeit über nationale Regelungen zur 
Erteilung von Visa aus humanitären Gründen oder Aufenthaltstitel verfügen oder in der 
Vergangenheit verfügten, damit Verfahren für die geschützte Einreise hilfsbedürftiger 
Menschen in ihr Hoheitsgebiet bestehen;

D. in der Erwägung, dass die Zahl der auf der Grundlage von nationalen Einreiseverfahren 
für den Schutz aus humanitären Gründen oder bedingt durch Neuansiedlung 
zugelassenen Personen im Vergleich zur Zahl der Bedürftigen weltweit niedrig bleibt, 
wobei es jedoch große Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten gibt; in der 
Erwägung, dass der Umfang dieser nationalen Einreiseverfahren für den Schutz aus 
humanitären Gründen und die Neuansiedlung eng definiert und im Falle einer 
Neuansiedlung strikt an die Kriterien für Gefährdung und die Registrierung als 
Flüchtling des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 
geknüpft ist;

E. in der Erwägung, dass infolgedessen geschätzte 90 % derjenigen, denen internationaler 
Schutz gewährt wurde, die Europäische Union auf irregulärem Weg erreicht haben, was 
dazu geführt hat, dass sie bereits vor ihrer Ankunft an den Außengrenzen der 
Mitgliedstaaten stigmatisiert wurden;

F. in der Erwägung, dass allein oder mit Kindern reisende alleinstehende Frauen, 
weibliche Familienvorstände, schwangere und stillende Frauen, Menschen mit 
Behinderungen, junge Mädchen und ältere Frauen zu dem Personenkreis gehören, der 
auf den Migrationsrouten nach Europa besonders schutzbedürftig und mit einem 
besonders großen Risiko konfrontiert ist, Gewalt aufgrund des Geschlechts wie 
Vergewaltigung und Tätlichkeiten sowie sexueller und wirtschaftlicher Ausbeutung 
durch Schleuser und Menschenhändler ausgesetzt zu sein; in der Erwägung, dass Frauen 
und Mädchen darüber hinaus auf den Migrationsrouten in die Europäische Union 
gemeinhin besonders von allen Formen der Ausbeutung, darunter die Ausbeutung ihrer 
Arbeitskraft und sexuelle Ausbeutung, bedroht und zu sexuellen Handlungen 
gezwungen werden, damit sie überleben und ihre Reise fortsetzen können; 

G. in der Erwägung, dass die menschlichen Kosten dieser Politik auf mindestens 
30 000 Todesfälle an den Grenzen der Europäischen Union seit dem Jahr 2000 
geschätzt werden; in der Erwägung, dass ein europäischer Rechtsrahmen dringend als 
eines der Mittel erforderlich ist, um etwas gegen die nicht hinnehmbare Zahl an Toten 
im Mittelmeer und auf den Migrationsrouten in die Europäische Union zu unternehmen, 

1 Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 7. März 2017, X und X/belgischer 
Staat, C-638/16, ECLI:EU:C2017:173.



wirklich gegen Schleuserkriminalität und die Gefährdung durch Menschenhandel, 
Ausbeutung der Arbeitskraft und Gewalt vorzugehen, für eine geregelte Einreise, 
menschenwürdige Aufnahme und faire Bearbeitung von Asylanträgen zu sorgen und 
den Haushalt der Mitgliedstaaten und der Union für Asylverfahren und Such- und 
Rettungsaktivitäten zu optimieren sowie kohärente Verfahren im Besitzstand der Union 
im Bereich der Asylpolitik zu schaffen;

H. in der Erwägung, dass das Parlament versucht hat, Bestimmungen dieser Art in die 
Verordnung (EG) Nr. 810/2009 aufzunehmen;

I. in der Erwägung, dass sowohl der Rat als auch die Kommission diese Änderungsanträge 
unter anderem mit der Begründung abgelehnt haben, dass solche Bestimmungen nicht 
in die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 aufgenommen werden sollten, da sich ihr 
Anwendungsbereich nur auf Visa für Kurzaufenthalte beziehe;

J. in der Erwägung, dass das Parlament angesichts der Untätigkeit der Kommission daher 
entschieden hat, mit dem Entwurf dieser Entschließung zu Visa aus humanitären 
Gründen fortzufahren;

K. in der Erwägung, dass intensive Arbeit geleistet wurde, auch mit der Hilfe von 
Sachverständigen, um die Empfehlungen auszuarbeiten, die dieser Entschließung 
beigefügt sind;

1. fordert die Kommission auf, auf der Grundlage von Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe a des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) bis zum 31. März 
2019 entsprechend den als Anlage beigefügten Empfehlungen einen Vorschlag für eine 
Verordnung zur Schaffung eines europäischen Visums aus humanitären Gründen zu 
unterbreiten;

2. vertritt die Auffassung, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben sollten, 
Personen, die internationalen Schutz suchen, ein europäisches Visum aus humanitären 
Gründen zu erteilen, damit diese Personen in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
einreisen können, wobei das Visum für den alleinigen Zweck erteilt wird, in diesem 
Mitgliedstaat einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen;

3. ist der Ansicht, dass europäische Visa aus humanitären Gründen die bestehenden 
nationalen Einreiseverfahren für den Schutz aus humanitären Gründen, 
Neuansiedlungsverfahren und spontane Anträge im Rahmen des internationalen 
Flüchtlingsrechts ergänzen und nicht ersetzen sollten, und dass die Entscheidung, ein 
europäisches Visum aus humanitären Gründen auszustellen, auch künftig der alleinigen 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten unterliegen sollte;

4. vertritt die Auffassung, dass jede Initiative zu europäischen Visa aus humanitären 
Gründen andere migrationspolitische Initiativen, einschließlich solcher, die darauf 
abzielen, die eigentlichen Ursachen der Migration anzugehen, unberührt lassen sollte; 

5. erachtet es als dringend geboten, sichere und legale Wege für die Einreise in die Union 
zu ebnen, zu denen auch ein europäisches Visum aus humanitären Gründen gehören 
sollte, insbesondere auch aus geschlechtsspezifischer Sicht, da Frauen besonders 
schutzbedürftig sind und daher in stärkerem Maße sexueller und geschlechtsspezifischer 
Gewalt auf den Routen und in Aufnahmeeinrichtungen ausgesetzt sind; hebt hervor, 



dass die schwierige wirtschaftliche Lage und andere Arten der Abhängigkeit Frauen und 
Mädchen in Drittstaaten in eine Lage bringen, in der es für sie sogar noch schwieriger 
als für Männer ist, sicher Asyl zu beantragen;

6. vertritt die Auffassung, dass ein Teil der finanziellen Auswirkungen des geforderten 
Vorschlags gemäß Artikel 80 AEUV als praktische Umsetzung des Grundsatzes der 
Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den 
Mitgliedstaaten, einschließlich in finanzieller Hinsicht, durch den Gesamthaushaltsplan 
der Union abgedeckt werden sollte;

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und die als Anlage beigefügten 
Empfehlungen der Kommission und dem Rat sowie den nationalen Parlamenten, dem 
Gerichtshof der Europäischen Union, dem Europäischen Auswärtigen Dienst, dem 
Europäischen Unterstützungsbüro für Asylfragen, der Europäischen Agentur für die 
Grenz- und Küstenwache, der Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Strafverfolgung und der Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte zu übermitteln.



ANLAGE ZUR ENTSCHLIESSUNG 
EMPFEHLUNGEN ZUM INHALT DES VERLANGTEN VORSCHLAGS

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, der zu erlassende Rechtsakt sollte

1. FORM UND TITEL DES ZU ERLASSENDEN INSTRUMENTS

– ein separater Rechtsakt sein, der in Form einer Verordnung mit dem Titel „Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines europäischen Visums 
aus humanitären Gründen“ zu erlassen ist,

2. RECHTSGRUNDLAGE

– Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) als Rechtsgrundlage haben,

3. BEGRÜNDUNG

– gerechtfertigt sein durch: 

– die derzeitige Rechtslücke im Unionsrecht, die neben Neuansiedlungsverfahren 
für gefährdete Flüchtlinge weder im Visa- noch im Grenzschutz- oder Asyl-
Besitzstand Verfahren für die Aufnahme schutzsuchender Personen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorsieht, wobei ungefähr 90 % der Personen, 
die später als Flüchtlinge und Empfänger subsidiären Schutzes anerkannt werden, 
das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten auf irregulärem1, nicht selten 
lebensbedrohlichem Weg erreichen, 

– das Risiko der Fragmentierung, weil die Mitgliedstaaten zunehmend eigene 
Programme für die Aufnahme aus humanitären Gründen und entsprechenden 
Verfahren festlegen und damit gegen das allgemeine Ziel gemäß Artikel 78 
Absatz 1 AEUV verstoßen, eine gemeinsame Politik in Bezug auf Asyl, 
subsidiären Schutz und temporären Schutz zu entwickeln, was außerdem zu dem 
Risiko führt, dass durch diese verschiedenen Systeme die einheitliche Anwendung 
der gemeinsamen Bestimmungen bei der Einreise von Drittstaatsangehörigen in 
das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, wie es in den Verordnungen (EG) 
Nr. 810/20092 und (EU) 2016/3993 des Europäischen Parlaments und des Rates 
festgelegt ist, untergraben wird, 

– die hohen Kosten in menschlicher, aber auch gesellschaftlicher, wirtschaftlicher 

1 HEIN / DONATO (CIR) 2012: Exploring avenues for protected entry in Europe, 
(Erkundung von Wegen für eine geschützte Einreise nach Europa) S. 17.

2 Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex) (ABl. L 243 vom 
15.9.2009, S. 1). 

3 Verordnung (EU) 2016/399 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2016 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex) (ABl. L 77 vom 23.3.2016, S. 1).



und haushaltsmäßiger Hinsicht, die mit dem Status quo der betroffenen 
Drittstaatsangehörigen verbunden sind (Schlepperkosten, Bedrohung durch 
Menschenhandel und Ausbeutung, Gefahr der Verfolgung, Misshandlung und des 
Todes usw.) und die den Mitgliedstaaten und der Union entstehen (erhöhter Etat 
für Suche- und Rettungsmaßnahmen, darunter auch für die Partikulierschifffahrt, 
Grenzschutz, Kooperation mit Drittländern, Asylverfahren und möglicherweise 
Rückkehr im Falle abgewiesener Anträge auf internationalen Schutz sowie die 
Bekämpfung von organisierter Kriminalität, Menschenhandel und -schmuggel 
usw.), 

– den Mehrwert von Maßnahmen der Union in Bezug auf die Wahrung der 
Einhaltung der Werte der Union einschließlich der Grundrechte, des gegenseitigen 
Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten und des Vertrauens der Asylsuchenden 
in das System, der Rechtssicherheit, Vorhersehbarkeit und der einheitlichen 
Anwendung und Umsetzung von Vorschriften, der Erzielung von Skaleneffekten 
und der Reduzierung der oben erwähnten Kosten des Status quo,

– den erneuten Hinweis darauf enthalten, dass die Richtlinie 2013/32/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates1 und die Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates2 nur im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
gelten und dass es derzeit unzureichende rechtliche Möglichkeiten für Asylbewerber 
gibt, in dieses Gebiet zu gelangen,

– den erneuten Hinweis darauf enthalten, dass nach Einreichung eines Asylantrags in 
einem Mitgliedstaat das Gemeinsame Europäische Asylsystem der Union gilt;

– einen deutlichen Hinweis darauf enthalten, dass die Ablehnung eines Antrags auf 
Erteilung eines europäischen Visums aus humanitären Gründen weder das Recht auf 
Asyl in der Union beeinträchtigt noch der Antragsteller dadurch davon abgehalten wird, 
andere verfügbare Schutzsysteme in Anspruch zu nehmen;

4. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

– als Zielsetzung haben, Bestimmungen zu den Verfahren und Voraussetzungen 
festzulegen, unter denen ein Mitgliedstaat Personen, die internationalen Schutz suchen, 
ein Visum aus humanitären Gründen erteilen kann, damit diese Personen in das 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einreisen können, wobei das Visum für den alleinigen 
Zweck erteilt wird, in diesem Mitgliedstaat einen Antrag auf internationalen Schutz zu 
stellen,

– auch für Drittstaatsangehörige gelten, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 539/20013 

1 Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 
zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen 
Schutzes (ABl. L 180 vom 29.6.2013, S. 60).

2 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
Mitgliedstaates, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz 
zuständig ist (ABl. L 180 vom 29.6.2013, S. 31).

3 Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001 zur Aufstellung der Liste 
der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im 



beim Überschreiten der Außengrenzen der Mitgliedstaaten im Besitz eines Visums sein 
müssen und deren Anspruch auf Schutz aufgrund der Bedrohung durch Verfolgung laut 
Definition in der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates1 
wohlbegründet sind, die sich aber noch nicht im Neuansiedlungsverfahren gemäß der 
Definition in den nationalen Neuansiedlungsregelungen oder in der vorgeschlagenen 
Verordnung zur Schaffung eines Rahmens für die Neuansiedlung in der Union und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 516/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates2 oder Richtlinie 2001/55/EG3 befinden,

– vorsehen, dass Familienmitglieder aus ihrem Geltungsbereich ausgeschlossen sind, da 
sie ansonsten das Recht auf zeitnahe Zusammenführung mit ihrer Familie in einem 
Mitgliedstaat aufgrund anderer nationaler oder EU-Rechtsakte hätten,

5. VERFAHREN FÜR DIE ERTEILUNG VON VISA AUS HUMANITÄREN 
GRÜNDEN 

– vorsehen, dass derartige Visumanträge direkt, auf elektronischem Weg oder schriftlich 
bei jedem Konsulat oder jeder Botschaft der Mitgliedstaaten gestellt werden können,

– praktische Modalitäten für derartige Visumanträge vorsehen, einschließlich des 
Ausfüllens eines Antragsformulars, der Bereitstellung von Informationen zur Identität 
des Antragstellers, einschließlich biometrischer Identifikatoren, und der Begründung, 
soweit wie möglich dokumentiert, einer drohenden Verfolgung oder erheblichen 
Gefährdung,

– vorsehen, dass ein Antragsteller für ein derartiges Visum zu einer Befragung eingeladen 
wird, die bei Bedarf unter Mitwirkung eines Dolmetschers erfolgt und die auch über 
eine Fernverbindung mittels Audio- und Videokommunikation, die angemessene 
Sicherheits-, Datenschutz- und Vertraulichkeitsnormen erfüllt, durchgeführt werden 
kann,

– vorsehen, dass die eingereichten Dokumente, auch in Bezug auf ihre Authentizität, von 
einer zuständigen, unabhängigen und neutralen Behörde mit angemessener Kenntnis 
und Fachwissen in Angelegenheiten des internationalen Schutzes beurteilt werden,

– vorsehen, dass die Anträge für ein derartiges Visum auf der Grundlage der Aussage und 
Befragung sowie der etwaigen Belege des Antragstellers beurteilt werden, ohne eine 
vollständige Statusbestimmung durchzuführen,

Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren 
Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 81 vom 21.3.2001, S. 1).

1 Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 
2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen 
als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für 
Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes (ABl. L 337 vom 20.12.2011, S. 9).

2 2016/0225(COD). 
3 Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die 

Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von 
Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der 
Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme 
verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABl. L 212 vom 7.8.2001, S. 12).



– vorsehen, dass jeder Antragsteller vor der Erteilung eines derartigen Visums einer 
Sicherheitsüberprüfung über die einschlägigen nationalen und EU-Datenbanken unter 
vollständiger Beachtung der geltenden Datenschutzbestimmungen unterzogen wird, um 
sicherzustellen, dass er keine Gefahr für die Sicherheit darstellt, 

– vorsehen, dass über derartige Visumanträge innerhalb von 15 Kalendertagen ab dem 
Zeitpunkt der Antragstellung entschieden wird,

– vorsehen, dass dem Antragsteller die Entscheidung über den Antrag schriftlich 
mitgeteilt wird und dass sie einzelfallbezogen und begründet ist,

– vorsehen, dass ein Drittstaatsangehöriger, dem ein derartiges Visum verweigert wird, 
die Möglichkeit hat, ein Rechtsmittel einzulegen, wie es derzeit vorgesehen ist, wenn 
ein Kurzaufenthaltsvisum oder die Einreise an der Grenze verweigert wird,

6. ERTEILUNG EINES VISUMS AUS HUMANITÄREN GRÜNDEN

– vorsehen, dass solche Visa mittels einer üblichen Visummarke erteilt und in das Visa-
Informationssystem eingegeben werden,

– vorsehen, dass nach der Erteilung eines Visums aus humanitären Gründen der Inhaber 
dieses Visums in das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates, der das Visum erteilt hat, 
einreisen darf, und zwar zum alleinigen Zweck der Antragstellung auf internationalen 
Schutz in diesem Mitgliedstaat,

7. VERWALTUNG UND ORGANISATION 

– vorsehen, dass derartige Visumanträge von entsprechend geschultem Personal beurteilt 
werden, 

– vorsehen, dass derartiges Personal entweder in Botschaften oder Konsulaten oder in 
Mitgliedstaaten eingesetzt werden kann, für den Fall, dass Anträge elektronisch 
übermittelt werden und Befragungen über eine Fernverbindung erfolgen,

– vorsehen, dass bestimmte Aspekte des Prozesses, die keine Vorauswahl von Fällen, 
Beurteilung oder Entscheidung irgendeiner Art zur Folge haben, von externen 
Dienstleistern übernommen werden können, wozu die Bereitstellung von 
Informationen, die Verwaltung von Befragungsterminen und die Erfassung 
biometrischer Identifikatoren gehören,

– vorsehen, dass angemessene Maßnahmen zur Gewährleistung von Datenschutz, 
Datensicherheit und Vertraulichkeit der Kommunikation ergriffen werden,

– vorsehen, dass die Mitgliedstaaten miteinander und mit den Agenturen der Union, 
internationalen Organisationen, staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und 
anderen relevanten Akteuren zusammenarbeiten, damit der Rechtsakt einheitlich 
Anwendung findet,

– vorsehen, dass Informationen zu den Verfahren und Voraussetzungen für ein solches 
Visum sowie zu den Voraussetzungen und Verfahren zur Erlangung internationalen 
Schutzes im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten weithin verfügbar gemacht werden, zum 
Beispiel auf den Websites der Botschaften und Konsulate der Mitgliedstaaten und über 



den Europäischen Auswärtigen Dienst,

8. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

– erhebliche finanzielle Unterstützung aus dem Fonds für integriertes Grenzmanagement, 
die den Mitgliedstaaten für seine Umsetzung zugänglich zu machen ist, vorsehen,

– vorsehen, dass ein Mitgliedstaat, der ein derartiges Visum aus humanitären Gründen 
erteilt, Zugang zu den gleichen Ausgleichszahlungen aus dem Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds wie ein Mitgliedstaat hat, der einen Flüchtling gemäß dem 
Neuansiedlungsrahmen der Union aufnimmt,

9. ÄNDERUNG ANDERER RECHTSAKTE

– Änderungen vorsehen

– an der Verordnung (EG) Nr. 810/2009, um klarzustellen, dass die Bestimmungen 
der Verordnung zur Schaffung eines europäischen Visums aus humanitären 
Gründen auf Personen, die internationalen Schutz suchen, zutreffen,

– an der Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates1, damit Anträge auf ein europäisches Visum aus humanitären Gründen in 
das Visa-Informationssystem eingegeben werden können,

– an der Verordnung (EU) 2016/399, um die Einreisebedingungen für Personen 
anzupassen, denen ein Visum aus humanitären Gründen erteilt wurde,

– am Fonds für integriertes Grenzmanagement, um den Mitgliedstaaten Mittel für 
die Durchführung der Verordnung zur Schaffung eines europäischen Visums aus 
humanitären Gründen zur Verfügung zu stellen,

– an Artikel 26 des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen2 und an der Richtlinie 2001/51/EG des Rates3, um 
Transportunternehmer, die Drittstaatsangehörige befördern, von jeglicher 
Haftung, Verpflichtungen und Sanktionen zu befreien, wenn die betreffenden 
Drittstaatsangehörigen ihre Absicht erklären, im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten internationalen Schutz oder Schutz aus humanitären Gründen zu 
beantragen.

1 Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 
2008 über das Visa-Informationssystem (VIS) und den Datenaustausch zwischen den 
Mitgliedstaaten über Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung) 
(ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 60). 

2 ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 19. 
3 Richtlinie 2001/51/EG des Rates vom 28. Juni 2001 zur Ergänzung der Regelungen 

nach Artikel 26 des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 (ABl. L 187 vom 10.7.2001, S. 45).




